
Muster-Regelarbeitsvertrag 
der (Erz-)Bistümer Aachen, Essen, Köln, 

Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Paderborn
 ___________________________________________________________________

Arbeitsvertrag

Zwischen

(...), vertreten durch (...) (Dienstgeber/-in)

und

(...), geb. am (...), wohnhaft (...) (Mitarbeiter/-in)

wird vorbehaltlich der Genehmigung durch das (Erz-)Bischöfliche Generalvikariat
 folgender Arbeitsvertrag geschlossen:

§ 1
Der Dienst in der katholischen Kirche erfordert von der/dem Dienstgeber/in und der/dem Mitarbeiter/-in die Bereitschaft zu vertrauensvoller Zusammenarbeit und gemeinsam getragener Verantwortung für die glaubwürdige Erfüllung des kirchlichen Auftrags der Einrichtung. Die/Der Mitarbeiter/-in erkennt die Ziele und Werte der kirchlichen Einrichtung an und identifiziert sich im Rahmen ihrer/seiner Tätigkeit mit ihnen. Die Grundordnung des kirchlichen Dienstes in ihrer jeweils geltenden Fassung ist Bestandteil dieses Vertrages.
§ 2
Die Kirchliche Arbeits- und Vergütungsordnung (KAVO) ist in ihrer jeweils geltenden Fassung einschließlich der Anlagen Bestandteil dieses Vertrages.
§ 3
Die Einstellung als (...) erfolgt ab (...) 

auf unbestimmte Zeit 
oder
für die Zeit bis (...)
Grund der Befristung: (...)

Der Beschäftigungsumfang beträgt (...) % des Beschäftigungsumfanges einer/eines vergleichbaren vollbeschäftigten Mitarbeiterin/Mitarbeiters, das sind z.Z. (...) Wochenstunden.
 
Die Arbeitszeit bestimmt sich nach den in der Einrichtung üblichen Dienstzeiten. Dazu können auch der Wochenenddienst und der Dienst an Feiertagen gehören.

Die teilzeitbeschäftigte Mitarbeiterin / der teilzeitbeschäftigte Mitarbeiter ist unter Beachtung von § 14 Abs. 5 KAVO zur Leistung von Bereitschaftsdienst, Rufbereitschaft, Überstunden und Mehrarbeit verpflichtet.

Die Zeit vom (...) bis (...) gilt als Probezeit (§ 4 KAVO). 

§ 4
Dienstort (dies ist der Arbeitsort im Sinne von § 2 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 Nachweisgesetz) ist   ________________.

Die Vorschriften der KAVO über die Versetzung, Abordnung, Zuweisung und Personalgestellung (derzeit in § 11 KAVO geregelt) bleiben ebenso wie das Weisungsrecht des Dienstgebers gemäß § 106 GewO unberührt.
Dienstvorgesetzte/-r gemäß § 17 KAVO ist (...).

§ 5
Die/Der Mitarbeiter/-in ist in der Entgeltgruppe (...)
, beginnend mit Stufe (...), eingruppiert.

§ 6
Die Vertragspartner/-innen sollen bei Streitigkeiten aus dem Arbeitsverhältnis vor Einschaltung von staatlichen Gerichten oder Behörden zum Zwecke der gütlichen Einigung den/die beim Generalvikariat bestehende/n Schlichtungsausschuss/Schiedsstelle anrufen (§ 47 KAVO). Die Anrufung des/der Schlichtungsausschusses/Schiedsstelle macht die Beachtung arbeitsrechtlicher Ausschlussfristen, insbesondere bei Kündigungen, nicht entbehrlich.
§ 7
Das Arbeitsverhältnis kann von beiden Vertragspartnerinnen / Vertragspartnern nach Maßgabe der §§ 41 ff. KAVO sowie den gesetzlichen Bestimmungen gekündigt werden.

Die Kündigung unterliegt der Schriftform (§ 45 KAVO, § 623 BGB). 

Während der Probezeit kann das Arbeitsverhältnis von beiden Vertragspartnerinnen / Vertragspartnern mit einer Frist von einem Monat zum Monatsende ohne Angabe von Gründen gekündigt werden.

Außerhalb der Probezeit richtet sich die Kündigungsfrist nach § 41 KAVO.

Das Arbeitsverhältnis kann ohne Einhaltung einer Frist bei Vorliegen eines wichtigen Grundes im Sinne des § 42 KAVO
 gekündigt werden.

In den Fällen des § 48 KAVO endet das Arbeitsverhältnis, ohne dass es einer Kündigung bedarf.

Die Möglichkeit, gegen die Kündigung Klage zu erheben, richtet sich nach den gesetzlichen Bestimmungen. Die Frist zur Erhebung einer Kündigungsschutzklage beim Arbeitsgericht beträgt drei Wochen nach Zugang der schriftlichen Kündigung, § 4 Kündigungsschutzgesetz.
§ 8
Die/Der Mitarbeiter/-in ist verpflichtet, der/dem Dienstgeber/-in unverzüglich jedes andere Beschäftigungsverhältnis unter Angabe des Beschäftigungsumfanges und der Vergütung sowie jede Vergütungserhöhung mitzuteilen. Die Anzeigepflicht gemäß § 10 Abs. 1 KAVO bleibt unberührt.

§ 9

Die/Der Mitarbeiter/-in hat einen Anspruch auf Zusatzversorgung gemäß § 35 KAVO. Die Zusatzversorgung wird durchgeführt bei  ………

§ 10
Bisherige mündliche oder schriftliche Zusagen und Vereinbarungen sind nur gültig, wenn und soweit sie in diesem Vertrag vereinbart sind.

Vertragsänderungen, -ergänzungen und Nebenabreden bedürfen der Schriftform und der kirchenaufsichtlichen Genehmigung.
 

Eine Nebenabrede kann gesondert mit einer Frist von (…) zum (…) gekündigt werden.

§ 11
Ansprüche aus diesem Arbeitsverhältnis können gemäß der KAVO verfallen. Die allgemeine Ausschlussfrist ist derzeit in § 57 KAVO geregelt und hat derzeit folgenden Wortlaut:
„§ 57 KAVO
Ausschlussfristen
(1) Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis verfallen, wenn sie nicht innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs Monaten nach Fälligkeit vom Mitarbeiter oder vom Arbeitgeber in Textform geltend gemacht werden, soweit in dieser Ordnung nichts anderes bestimmt ist. Die Ausschlussfrist gilt nicht für Ansprüche aus:

· der Haftung aufgrund vorsätzlichen Handelns,

· Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit oder

· einem Sozialplan sowie für Ansprüche, soweit sie kraft Gesetzes oder einer zwingenden Rechtsverordnung einer Ausschlussfrist entzogen sind (z.B. MiLoG).
(2) Für denselben Sachverhalt reicht die einmalige Geltendmachung des Anspruchs aus, um die Ausschlussfrist auch für später fällig werdende Leistungen unwirksam zu machen.

(3) Der Mitarbeiter hat die anrechnungsfähigen Beschäftigungszeiten innerhalb einer Ausschlussfrist von drei Monaten nach Aufforderung durch den Dienstgeber nachzuweisen. Zeiten, für die der Nachweis nicht fristgerecht erbracht wird, werden nicht angerechnet. Kann der Nachweis aus einem vom Mitarbeiter nicht zu vertretenden Grunde innerhalb der Ausschlussfrist nicht erbracht werden, so ist die Frist auf einen vor Ablauf der Ausschlussfrist zu stellenden Antrag angemessen zu verlängern.“

Die Ausschlussfrist von sechs Monaten für den Anspruch auf Reisekostenvergütung ist derzeit in § 3 Abs. 2 der Anlage 15 KAVO geregelt. § 3 Abs. 2 der Anlage 15 KAVO hat derzeit folgenden Wortlaut:

„(2) Die Reisekostenvergütung ist innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs Monaten schriftlich oder elektronisch zu beantragen. Zahlungsbegründende Unterlagen sind dem Antrag nicht beizufügen. Die für die Abrechnung zuständige Stelle kann bis zur abschließenden Bearbeitung, längstens sechs Monate nach Antragstellung die Vorlage der maßgeblichen Belege verlangen. Werden diese nicht innerhalb von drei Monaten vorgelegt, ist der Antrag insoweit abzulehnen. Die Frist nach Satz 1 beginnt mit dem Tage nach Beendigung der Dienstreise, in den Fällen des § 8 Absatz 2 mit Ablauf des Tages, an dem die Dienstreise beendet worden wäre.“
§ 12
Die derzeit und künftig gemäß der Mitarbeitervertretungsordnung (MAVO) abgeschlossenen Dienstvereinbarungen, von deren Geltungsbereich dieses Arbeitsverhältnis erfasst ist, gelten in ihrer jeweiligen Fassung.
§ 13
Ergänzende Vereinbarungen:
Dieser Vertrag ist (...)fach gefertigt; je eine Ausfertigung erhalten die beiden Vertragspartnerinnen / Vertragspartner und (...) (z.B. das (Erz-)Bischöfliche Generalvikariat).

(Ort/Datum)




(Ort/Datum)

(Unterschrift Mitarbeiter/-in)      

(Siegel)
 (Unterschrift/en Dienstgeber/-in)

(ggfs. Unterschrift/en ges. Vertreter/-innen)

Genehmigungsvermerk
:

� Gilt nur für Arbeitsverträge, die nach (erz-)bischöflicher Regelung der Genehmigungspflicht unterliegen. 


� Bei entsprechendem Bedarf in Ausnahmefällen:  „(...) Wochenstunden, das sind z.Z. (...) % des Beschäftigungsumfanges eines vergleichbaren vollbeschäftigten Mitarbeiters“. 


� Dieser Satz ist nur in bestimmten Arbeitsverträgen erforderlich (z.B. im Bereich der Tagungshäuser, liturgischer Dienst).


� Bei vollzeitbeschäftigter/-m Mitarbeiter/-in bitte streichen.


� Hier ist die politische Gemeinde anzugeben. Bei mehreren Dienstorten ist anzugeben, dass die Beschäftigung an verschiedenen Dienstorten erfolgen kann. 


� Angabe der Entgeltgruppe, ggf. Fallgruppe, mit Angabe der Gliederungsnummer in der Entgeltordnung. Beispiel für einen Verwaltungsmitarbeiter mit abgeschlossener Hochschulbildung und entsprechender Tätigkeit: „Der Mitarbeiter ist in der Entgeltgruppe 9b Fallgruppe 1 (Teil A, Abschnitt I, Nr. 3 Anlage 2 KAVO - Entgeltordnung), beginnend mit Stufe 2, eingruppiert.“


� Auszug aus § 42 KAVO: „Ein wichtiger Grund kann auch nach den Maßstäben der Grundordnung (…) in der jeweils gültigen Fassung gegeben sein.“


� Hier ist der vollständige Name und die Anschrift des jeweiligen Versorgungsträgers zu nennen. Regelmäßig ist dies die „Kirchliche Zusatzversorgungskasse des Verbandes der Diözesen Deutschlands, Am Römerturm 8, 50667 Köln“.


� Siehe Fußnote 1.


�	 Siehe Fußnote 1.


�	 Bei siegelführenden Dienstgeberinnen/Dienstgebern.


�	 Siehe Fußnote 1.
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